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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2023 Ausgegeben am 15. Miirz 2023 Teil 1T

64. Verordnung: EAG-Investitionszuschiisseverordnung-Strom
[CELEX-Nr.: 32018L.2001]

64. Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitiit,
Innovation und Technologie zur Gewihrung von Investitionszuschiissen fiir die
Neuerrichtung, Revitalisierung und Erweiterung von Anlagen zur Erzeugung und
Speicherung von Strom aus erneuerbaren Quellen (EAG-
Investitionszuschiisseverordnung-Strom — EAG-1ZYV)

Aufgrund des § 58 Abs. 1 des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG), BGBI. I Nr. 150/2021, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 233/2022, wird im Einvernechmen mit dem Bundesminister fiir
Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung regelt die Durchfiihrung und Abwicklung von Investitionszuschiissen fiir
die Neuerrichtung und Erweiterung von Photovoltaikanlagen und die damit verbundene Neuerrichtung
von Stromspeichern, die Neuerrichtung und Revitalisierung von Wasserkraftanlagen, die Neuerrichtung
von Windkraftanlagen sowie die Neuerrichtung und Erweiterung von Anlagen auf Basis von Biomasse
gemil den §§ 55, 56, 56a, 57 und 57a des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG), BGBL I Nr. 150/2021,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 233/2022.

(2) Die in dieser Verordnung bestimmten Investitionszuschiisse sind nur jenen Fordervertrigen
zugrunde zu legen, zu deren Abschluss die EAG-Forderabwicklungsstelle nach MaBligabe des EAG
ermichtigt ist.

(3) Fir Investitionszuschiisse, die eine Schwelle von 15 Millionen Euro pro Unternehmen und
Investitionsvorhaben iiberschreiten, gilt diese Verordnung mit der Mallgabe, dass aufgrund von
unionsrechtlichen Beihilferegelungen fiir die Forderung von Einzelprojekten ein gesondertes
Notifikationsverfahren (Einzelnotifikation) erforderlich ist. Die formalrechtlichen Bestimmungen des
Kapitels I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union, ABIL. Nr. L 187 vom 26.06.2014 S. 1, zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EU) 2021/1237, ABL. Nr. L 270 vom 29.07.2021 S. 39 (AGVO) gelten entsprechend.

(4) Investitionszuschiisse  fir ~ Verbraucher im Sinne des §1 Abs.1 Z2 des
Konsumentenschutzgesetzes (KSchG), BGBI. Nr. 140/1979, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 109/2022, werden auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 iiber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-
Beihilfen, ABI. Nr. L 352 vom 24.12.2013 S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2020/972, ABI.
Nr. L 215 vom 07.07.2020 S. 3, gewihrt. Dabei darf im Sinne des Art.3 Abs.2 der Verordnung
(EU) 1407/2013 der Gesamtbetrag der einem Forderwerber gewéhrten De-minimis-Beihilfen in einem
Zeitraum von drei Steuerjahren 200 000 Euro nicht iibersteigen.

(5) Die Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen iiber Allgemeine Rahmenrichtlinien fiir die
Gewihrung von Forderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBI. II Nr. 208/2014, in der Fassung der
Verordnung BGBI. II Nr. 190/2018, ist subsididr anzuwenden.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,,Altlast“ eine Altlast im Sinne des §2 Abs.1 des Altlastensanierungsgesetzes, BGBI.
Nr. 299/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 104/2019;

www.ris.bka.gv.at



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

BGBI. II - Ausgegeben am 15. Mérz 2023 - Nr. 64 2 von 15

. ,pauliche Anlage* ein Objekt, das mit dem Boden kraftschliissig verbunden ist und dessen

Herstellung ein wesentliches Maf} an bautechnischen Kenntnissen erfordert;

. ,oefestigte Flache™ eine Fliache, die durch menschliches Einwirken so verdichtet wurde, dass die

natiirliche Versickerungsfahigkeit des Bodens nicht nur unerheblich verdndert wurde. Umfasst
sind insbesondere Flachen eines Grundstiickes, deren Oberfliche mit Asphalt, Beton,
Pflastersteinen, Rasenpflastersteinen etc. versehen sind, sofern diese Befestigung bereits
18 Monate vor Antragstellung vorgelegen hat;

. ,Beginn der Arbeiten” entweder den Beginn der Bauarbeiten fiir die Investition oder die erste

rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Anlagenteilen oder eine andere
Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht, wobei der friiheste dieser Zeitpunkte
maligebend ist; der Kauf von Grundstiicken und Vorarbeiten wie die Einholung von
Genehmigungen und die Erstellung vorlaufiger Durchfiihrbarkeitsstudien gelten nicht als Beginn
der Arbeiten. Bei einer Ubernahme ist der Beginn der Arbeiten der Zeitpunkt des Erwerbs der
unmittelbar mit der erworbenen Betriebsstétte verbundenen Vermogenswerte;

. ,Bergbaustandort® eine Flidche eines Bergbaubetriecbes im Sinne des §1 Z24 des

Mineralrohstoffgesetzes, BGBI. I Nr. 38/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 60/2022;

. ,,Deponieflache” eine Flache, auf der sich eine Deponie im Sinne des § 2 Abs.7 Z 4 des

Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, BGBI. I Nr. 102/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 200/2021, befindet;

. ,Bigenleistungen“ Leistungen des Forderwerbers oder von einem Unternehmen, an dem der

Forderwerber tiberwiegend beteiligt ist oder das an dem Forderwerber iiberwiegend beteiligt ist;

. ,,Gebdude” eine bauliche Anlage, bei welcher ein iiberdeckter, allseits oder iiberwiegend

umschlossener Raum vorhanden ist;

. ,Gesamtfliche” die von den mechanischen Aufbauten einer Photovoltaikanlage umgrenzte

Fléache einschlielich Umrandung;

,Inbetriebnahme® die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach Herstellung der technischen
Betriebsbereitschaft der Anlage, was durch die Fertigstellungsmeldung an den Netzbetreiber
nachzuweisen ist; bei Revitalisierung von Wasserkraftanlagen die erstmalige Inbetriebsetzung
nach Durchfiihrung samtlicher Revitalisierungsmaf3inahmen;

LInfrastrukturstandort” eine Fldache eines bestehenden oder fritheren Kraftwerkes oder einer
Klaranlage, geeignete Bestandteile einer Bundesstrale im Sinne des §3 des
Bundesstralengesetzes 1971, BGBI. Nr. 286/1971, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 123/2022, oder einer LandesstraBBe, Eisenbahninfrastruktur im Sinne des § 10a des
Eisenbahngesetzes 1957 (EisbG), BGBIL. I Nr. 60/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. 1 Nr.231/2021, sowie Eisenbahnanlagen im Sinne des § 10 EisbG. Zu einem
Kraftwerksstandort zdhlen alle Flachen, die eine funktionelle Einheit mit dem Kraftwerk bilden;
LHInvestitionen* Investitionen, die ortlich gebundene Einrichtungen betreffen und insbesondere
Gebdude, Anlagen und Ausriistungsgiiter sowie Dienstleistungen wie Bauarbeiten, Montage,
Gutachten und Planungskosten umfassen;

LHlandwirtschaftlich genutzte Flache* eine Fliache zur Gewinnung jeglicher Art von pflanzlichen
und tierischen Erzeugnissen, eine gemihte, beweidete Fliche und eine ungenutzte Flache im
Bereich der Landwirtschaft;

,Hlandwirtschaftliche Produktion von pflanzlichen Erzeugnissen als Hauptnutzung“ die
Gewinnung jeglicher Art von pflanzlichen Erzeugnissen, sofern diese von der Fliche
abtransportiert und einem wirtschaftlichen Nutzen zugefiihrt werden;

landwirtschaftliche Produktion von tierischen Erzeugnissen als Hauptnutzung* eine Beweidung
der Fliche mit einem Viehbesatz von mindestens 1 GroBvieheinheit je Hektar Gesamtfliche
(GVE/ha), sodass der Aufwuchs vollfldchig genutzt wird; gegebenenfalls hat eine zusétzliche
Weidepflege zu erfolgen;

militdrische Fliche” eine Fliache, die dem Bundesheer stindig zur Verfiigung steht zur
Errichtung oder Erhaltung militérischer Anlagen oder als militérischer Bereich;

»Stromspeicher” ein stationdres System, das elektrische Energie der Photovoltaikanlage (auf
elektrochemischer Basis) in Akkumulatoren aufnehmen und in einer zeitlich verzdgerten
Nutzung wieder zur Verfiigung stellen kann;

,»Wasserkraftanlage* eine Anlage auf Basis der erneuerbaren Energiequelle Wasserkraft, wobei
abweichend zum Anlagenbegriff gemdll § 5 Abs. 1 Z 3 EAG der Zihlpunkt fiir die Beurteilung
des technisch-funktionalen Zusammenhangs nicht maf3geblich ist.
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(2) Im Ubrigen gelten die Begriffsbestimmungen des EAG und des Elektrizititswirtschafts- und
-organisationsgesetzes 2010 (EIWOG 2010), BGBI. I Nr. 110/2010, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 234/2022.

(3) Soweit sich die in dieser Verordnung verwendeten Bezeichnungen auf natiirliche Personen
beziehen, gilt die gewéhlte Form fiir alle Geschlechter. Bei der Anwendung dieser Bezeichnungen auf
bestimmte natiirliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Gegenstand des Investitionszuschusses

§ 3. (1) Gegenstand des Investitionszuschusses sind Investitionen

1. zur Erzeugung elektrischer Energie durch die Neuerrichtung oder Erweiterung von
Photovoltaikanlagen gemal3 § 56 Abs. 1 EAG;

2. zur Speicherung von elektrischer Energie aus Photovoltaikanlagen durch die Neuerrichtung von
Stromspeichern im Zusammenhang mit der Neuerrichtung oder Erweiterung von
Photovoltaikanlagen gemal3 § 56 Abs. 2 EAG;

3. zur Erzeugung elektrischer Energie durch die Neuerrichtung oder Revitalisierung von
Wasserkraftanlagen gemal3 § 56a Abs. 1 und Abs. 1a EAG;

4. zur Erzeugung elektrischer Energie durch die Neuerrichtung von Windkraftanlagen geméal3 § 57
Abs. 1 EAG;

5. zur Erzeugung elektrischer Energie durch die Neuerrichtung oder Erweiterung von Anlagen auf
Basis von Biomasse gemél § 57a Abs. 1 EAG.

(2) Investitionen in Stromspeicher ohne Neuerrichtung oder Erweiterung von Photovoltaikanlagen
und Stromspeicherweiterungen sind nicht Gegenstand des Investitionszuschusses.

(3) Zur Lagebestimmung der Wasserkraftanlage im Sinne des § 56a Abs. 1 Z 1 und 2 EAG ist der
unmittelbare Anlagenbereich gemil3 der wasserrechtlichen Bewilligung maB3geblich.

(4) Bei der Erweiterung von Photovoltaikanlagen und Anlagen auf Basis von Biomasse sowie der
Revitalisierung von  Wasserkraftanlagen sind nur jene Investitionen Gegenstand des
Investitionszuschusses, welche im Rahmen der Erweiterung oder Revitalisierung anfallen.

(5) Werden Anlagenteile von Wasserkraftanlagen neben der Erzeugung von elektrischer Energie
auch fiir andere Zwecke benutzt (Doppelnutzung), sind die Investitionen in diese Anlagenteile zur Ganze
nicht forderfdhig. Ausgenommen sind bei Trinkwasserkraftanlagen oder Speicherkraftanlagen (auch im
Zusammenhang mit Beschneiungsanlagen) Investitionen in die Druckrohrleitung bis zum Krafthaus
sowie Investitionen in zugehdrige mehrfach genutzte elektrische Anlagenteile, welche mit 30% in die
Kostenbasis einbezogen werden. Bei Wasserkraftschnecken, die auch als Fischwanderhilfen benutzt
werden (Doppelnutzung), sind Investitionen in mehrfach genutzte Anlagenteile mit 55% in die
Kostenbasis einzubeziehen. Sofern nach dem Umweltforderungsgesetz (UFG), BGBI. Nr. 185/1993, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 185/2022, keine Fordermdglichkeit besteht, werden
Investitionen nach dem vorstehenden Satz vollstidndig in die Kostenbasis einbezogen. Die Nutzung von
Anlagenteilen zum Hochwasserschutz sowie der Umbau von bestehenden Regulierungsbauten
(Sohlschwellen, Damme, Wehre, etc.) zur Wasserkraftnutzung gelten nicht als Doppelnutzung im Sinne
dieser Bestimmung.

(6) Fiir die dem Forderantrag zugrundeliegende Mafinahme darf, mit Ausnahme von Forderungen
nach dem Investitionsprimiengesetz, BGBI. I Nr. 88/2020, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 95/2021, keine Forderung aufgrund unionsrechtlicher, bundesrechtlicher, landesrechtlicher oder
gemeinderechtlicher Bestimmungen in Anspruch genommen werden. Abweichend davon ist bei
Photovoltaikanlagen der Kategorien A, B und C (mit und ohne Stromspeicher) sowie bei innovativen
Photovoltaikanlagen gemil § 6 Abs. 5 (mit und ohne Stromspeicher) eine Kombination mit Férderungen
nach bundes-, landes- und gemeinderechtlichen Bestimmungen unter Einhaltung der beihilferechtlichen
Forderhochstgrenzen moglich. Bei Wasserkraftanlagen ist, mit Ausnahme von Investitionen, fiir die eine
Forderung nach dem UFG in Anspruch genommen wird, eine Kombination mit Férderungen nach
bundes-, landes- und gemeinderechtlichen Bestimmungen unter Einhaltung der beihilferechtlichen
Forderhochstgrenzen moglich.

(7) Der Forderwerber ist verpflichtet, die EAG-Forderabwicklungsstelle {iber beabsichtigte, in
Behandlung stehende oder erledigte Ansuchen oder Antridge auf Forderung der Mafinahme bei anderen
offentlichen Fordertragern zu informieren und muss alle bereits bezogenen oder beantragten Férderungen
der EAG-Forderabwicklungsstelle bekannt geben sowie die bei anderen Forderstellen vorgelegten
Unterlagen iibermitteln. § 17 Abs. 1 und 2 ARR 2014 ist anzuwenden.
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Voraussetzungen fiir die Gewiihrung eines Investitionszuschusses

§ 4. (1) Die Gewdhrung eines Investitionszuschusses erfordert neben der Erfiillung der im EAG
angefiihrten Voraussetzungen, dass

1.

7.

zum Zeitpunkt der Einbringung des Forderantrages alle fiir die Errichtung, Erweiterung oder
Revitalisierung der Anlage erforderlichen Genehmigungen in erster Instanz oder erforderlichen
Anzeigen vorliegen;

. zum Zeitpunkt der erstmaligen Einbringung des Forderantrages, ausgenommen im Fall von § 8

Abs. 2, der Beginn der Arbeiten noch nicht erfolgt ist;

.die Anlage dem Stand der Technik entspricht und sidmtliche Sicherheitsanforderungen

eingehalten werden. Wasserkraftanlagen miissen zumindest ausreichend Restwasser geméf § 13
Qualititszielverordnung Okologie Oberflichengewisser, BGBL. IT Nr. 99/2010, in der Fassung
der Verordnung BGBI. I Nr. 128/2019, abgeben sowie im natiirlichen Fischlebensraum iiber
eine dem Stand der Technik entsprechende Fischaufstiegshilfe verfiigen;

. sofern ortliche ZaunungsmaBnahmen aus sicherheitstechnischen Griinden erforderlich sind, die

Querbarkeit der Ziaune insbesondere fiir Kleinsduger, Reptilien und Amphibien jedenfalls
gewihrleistet ist. Dies kann mit Absetzung der Zdunung um mindestens 20 cm vom Boden oder
geeignet grolen Maschenweiten des Zaunes im bodennahen Bereich, mit Ausnahme von
Absturzsicherungen, umgesetzt werden. Sofern Bescheidauflagen davon abweichende Vorgaben
enthalten, sind diese umzusetzen;

.der Forderwerber die fiir ihn geltenden einschligigen vergaberechtlichen Bestimmungen

beachtet; unterliegt der Forderwerber keinen vergaberechtlichen Bestimmungen, kann die
EAG-Forderabwicklungsstelle den Foérderwerber im Bedarfsfall, soweit dies im Hinblick auf die
Hohe des geschitzten Auftragswertes zweckméBig ist, auffordern, zu Vergleichszwecken
zumindest zwei Angebote einzuholen und vorzulegen;

. die Anlage durch einen aufgrund der gewerblichen Vorschriften befugten Unternehmer fach- und

normgerecht errichtet, erweitert oder revitalisiert wird,
die in § 18 ARR 2014 festgelegten Voraussetzungen erfiillt sind.

(2) Bei Photovoltaikanlagen, die auf einer landwirtschaftlich genutzten Flache oder einer Fliche im
Griinland errichtet werden, miissen folgende zusdtzliche Fordervoraussetzungen erfiillt werden, die von
der EAG-Forderabwicklungsstelle stichprobenartig zu tiberpriifen sind:

1.

Sicherstellung der riickstandslosen Riickbaubarkeit der Anlage samt Anlageninfrastruktur,
insbesondere der Fundamentierung und Verankerung, sodass die Nutzungsméglichkeit nach dem
Abbau der Anlage weiterhin im urspriinglichen Zustand erhalten bleibt. Kommt es beim Auf-
oder Abbau der Anlage zu einer Verschlechterung der Bodenstruktur, miissen nachfolgend
geeignete MaBnahmen zur Verbesserung der Bodenstruktur ergriffen werden, um den
urspriinglichen Zustand soweit wie moglich wiederherzustellen;

. Abstand der Modultischunterkante zum Boden von mindestens 80 cm und Reihenabstéinde,

gemessen zwischen den gegeniiberliegenden Modulflichen, von mindestens zwei Metern. Diese
Regelungen gelten nicht fiir innovative Photovoltaikanlagen sowie fiir Photovoltaikanlagen mit
Nachfiihrsystemen.

. Erfiilllung von mindestens fiinf der im folgenden genannten Maf3nahmen:

a) Erhalt von bestehenden Biotopstrukturen;

b) im Falle einer Umziunung, Begrinung des Zaunes mit standortangepassten Pflanzen
gebietseigener Herkunft;

¢) Anlegen von standortangepassten Hecken oder Biischen gebietseigener Herkunft;
d) Errichtung von Ansitzstangen sowie Nisthilfen fiir Vogel, Fledermause und Insekten;
e) Schaffung von Bliihstreifen unter Verwendung gebietseigener Saatmischungen;

f) Bewirtschaftung der Flache durch alternierende Mahd unter Einhaltung einer Mahdhdhe von
mindestens zehn Zentimetern;

g) Bewirtschaftung der Flache unter Einhaltung einer Mahdfrequenz von hochstens zweimal pro
Jahr und einer Mahdhéhe von mindestens zehn Zentimetern;

h) Beweidung der Flache ohne maschinelles Méhen,;

i) Begriinung der Flache mit regionalen Saatgutmischungen mit mindestens 15 Pflanzenarten
und Wildkrautern;

j) Erhéhung der Strukturvielfalt durch Anlegen von Totholz- und/oder Steinhaufen.
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Diese Mafinahmen gelten nicht fiir Anlagen, die geméf § 6 Abs. 2 und 3 vom Abschlag befreit
sind, und fiir innovative Anlagen geméal § 6 Abs. 5.

(3) Investitionszuschiisse diirfen nicht an ein Unternehmen vergeben werden, das einer
Riickforderungsanordnung aufgrund eines frilheren Beschlusses der Europdischen Kommission zur
Feststellung der Unzuldssigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht
nachgekommen ist, sowie an Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne des Art. 2 Z 18 AGVO.

(4) Ist aufgrund von unionsrechtlichen Beihilferegelungen fiir die Férderung von Einzelprojekten ein
gesondertes Notifikationsverfahren durchzufiihren, so ist eine Férderung nur nach Genehmigung durch
die Europdische Kommission zu gewidhren. Die jeweiligen im Amtsblatt der Europdischen Union
veroffentlichten Beihilferegelungen, die eine Einzelfallnotifikation und Einzelfallgenehmigung vorsehen,
konnen bei der EAG-Forderabwicklungsstelle eingesehen werden.

(5) Die Gesamthohe der einzelnen Forderung richtet sich nach den unionsrechtlichen Vorgaben, den
gesetzlichen Bestimmungen des EAG und den Bestimmungen dieser Verordnung. Ein Rechtsanspruch
auf Forderung besteht nicht.

Fordercalls, Fordermittel und Fordersitze

§ 5. (1) Fir das Jahr 2023 werden die Zeitfenster, in denen Antrige auf Foérderung durch
Investitionszuschuss bei der EAG-Forderabwicklungsstelle eingebracht werden kdnnen (Fordercalls), die
bei einem Fordercall zur Verfiigung stehenden Fordermittel und die fiir den jeweiligen Fordercall

geltenden fixen bzw. hochstzuldssigen Fordersitze wie folgt festgelegt:

Technologie Fordercalls Fordermittel Fordersiitze
Photovoltaikanlagen und Kategorie A und B: Kategorie A: Kategorie A:
Stromspeicher 23.3.2023 - 6.4.2023 78 Mio. Euro | 285 Euro/kW peak

Kategorie C und D: Kategorie B: Kategorie B:
Kategorie A: bis 10 kW peax 23.3.2023 - 6.4.2023 30 Mio. Euro | 250 Euro/kW peax
Kategorie C: Kategorie C:
Kategorie B: 30 Mio. Euro | 160 Euro/kW peax (maximal)
> 10 kWpeak bis 20 kW peak Kategorie D: Kategorie D:
. 30 Mio. Euro 140 Euro/kW peax (maximal)
Kategorie C: Speicher:
> 20 kW peak bis 100 kW peak 200 Euro/kWh
Kategorie D: Kategorie A und B: Kategorie A: Kategorie A:
> 100 KW peak bis 1 000 KW peak 14.6.202.3 —28.6.2023 20 Mlo..Euro 285 Eurp/kWpeak
Kategorie C und D: Kategorie B: Kategorie B:
14.6.2023 — 28.6.2023 | 15 Mio. Euro | 250 Euro/kW peak
Kategorie C: Kategorie C:
5 Mio. Euro 160 Euro/kW peax (maximal)
Kategorie D: Kategorie D:
5 Mio. Euro 140 Euro/kW peax (maximal)
Speicher:
200 Euro/kWh
Kategorie A und B: Kategorie A: Kategorie A:
23.8.2023 - 6.9.2023 45 Mio. Euro | 285 Euro/kW peax
Kategorie B: Kategorie B:
15 Mio. Euro | 250 Euro/kW peak
Speicher:
200 Euro/kWh
Kategorie A und B: Kategorie A: Kategorie A:
9.10.2023 —23.10.2023 | 25 Mio. Euro | 285 Euro/kW peak
Kategorie C und D: Kategorie B: Kategorie B:
9.10.2023 —23.10.2023 | 20 Mio. Euro | 250 Euro/kW peax
Kategorie C: Kategorie C:
5 Mio. Euro 160 Euro/kW peak (maximal)
Kategorie D: Kategorie D:
5 Mio. Euro 140 Euro/kW peak (maximal)
Speicher:
200 Euro/kWh
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Wasserkraftanlagen gemaf
§ 56a Abs. 1 EAG
(Engpassleistung bis 2 MW)

Kategorie A und B:
23.3.2023 - 15.6.2023

Kategorie A:

2 Mio. Euro

Kategorie B:

2 Mio. Euro

Engpassleistung bis
100 kW:

Kategorie A:
2.000 Euro/kW
Kategorie B:
2.550 Euro/kW

Engpassleistung iiber
100 kW bis 2 MW:

Kategorie A:

2.000 Euro/kW bis
1.500 Euro/kW (linear
interpoliert)

Kategorie B:

2.550 Euro/kW bis
2.150 Euro/kW (linear
interpoliert)

Kategorie A und B:
21.6.2023 — 13.9.2023

Kategorie A:

2 Mio. Euro

Kategorie B:

4 Mio. Euro

Engpassleistung bis
100 kW:

Kategorie A:
2.000 Euro/kW
Kategorie B:
2.550 Euro/kW

Engpassleistung iiber
100 kW bis 2 MW:

Kategorie A:

2.000 Euro/kW bis
1.500 Euro/kW (linear
interpoliert)

Kategorie B:

2.550 Euro/kW bis
2.150 Euro/kW (linear
interpoliert)

Kategorie A und B:
20.9.2023 — 13.12.2023

Kategorie A:

2 Mio. Euro

Kategorie B:

2 Mio. Euro

Engpassleistung bis
100 kW:

Kategorie A:
2.000 Euro/kW
Kategorie B:
2.550 Euro/kW

Engpassleistung iiber
100 kKW bis 2 MW:

Kategorie A:

2.000 Euro/kW bis
1.500 Euro/kW (linear
interpoliert)

Kategorie B:

2.550 Euro/kW bis
2.150 Euro/kW (linear
interpoliert)
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Wasserkraftanlagen gemaf
§ 56a Abs. 1a EAG

Kategorie A und B:
3.5.2023 -15.11.2023

Kategorie A

und B gesamt:

Kategorie A:
1.440 Euro/kW

(Engpassleistung iiber 2 MW 1 Mio. Euro Kategorie B:
bis 25 MW) 2.150 Euro/kW
Windkraftanlagen 3.5.2023 - 17.5.2023 1 Mio. Euro Engpassleistung 20 kW bis
(Engpassleistung von 20 kW 100 kW:
bis 1 MW) 900 Euro/kW (maximal)
Engpassleistung iiber
100 kW bis 1 MW:
680 Euro/kW (maximal)
Anlagen auf Basis von 3.5.2023 - 17.5.2023 3 Mio. Euro 2.500 Euro/kW, (maximal)
Biomasse 13.9.2023 —27.92023 | I Mio. Euro | 2.500 Euro/kWe (maximal)

(Engpassleistung bis 50 kW)

(2) Von den bei einem Fordercall fiir Photovoltaikanlagen und Stromspeicher in den Kategorien A
und B zur Verfiigung stehenden Fordermitteln sind maximal 20% fiir Antrdge von Forderwerbern zu

verwenden, die keine Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG sind.

(3) Fiir Wasserkraftanlagen gemif3 § 56a Abs. 1 EAG mit einer Engpassleistung von iiber 100 kW
bis 2 MW (nach Revitalisierung) ist die Hohe des Fordersatzes in Euro pro kW durch lineare

Interpolation zu ermitteln.

(4) Im Falle von Revitalisierungen von Wasserkraftanlagen ist fiir die Bemessung des
hochstzuldssigen Investitionszuschusses auf die Erhohung der Engpassleistung oder auf die auf eine
fiktive Engpassleistung umgerechnete Erhdhung des Regelarbeitsvermdgens abzustellen, wobei der sich
aus den folgenden Berechnungsmethoden ergebende hohere Wert heranzuziehen ist:

1. zusétzlich geschaffene Engpassleistung multipliziert mit dem spezifischen Fordersatz je kW nach
Revitalisierung gemdf3 Abs. 1 (Wasserkraftanlagen Kategorie B);

2. Engpassleistung nach Revitalisierung multipliziert mit der Erh6hung des Regelarbeitsvermdgens

in Prozent (Erhohung des

Regelarbeitsvermogens

dividiert durch das gesamte

Regelarbeitsvermdgen nach Revitalisierung) multipliziert mit dem spezifischen Fordersatz je kW
nach Revitalisierung gemaBl Abs. 1 (Wasserkraftanlagen Kategorie B).

Ab- und Zuschliige fiir Photovoltaikanlagen

§ 6. (1) Fiir Photovoltaikanlagen, die gemif3 § 56 Abs. 8 EAG auf einer landwirtschaftlich genutzten
werden, verringert sich die Hoéhe des

Fliche oder einer Flidche

im Grinland errichtet

Investitionszuschusses um einen Abschlag von 25%.
(2) Der Abschlag gemidf3 Abs. 1 entfillt zur Génze fiir Anlagen geméB § 56 Abs. 10 Z 2 bis 6 EAG,

sohin fiir Anlagen, die

1. auf oder an einem Gebdude oder einer baulichen Anlage, das oder die zu einem anderen Zweck
als der Erzeugung von Strom aus Photovoltaikanlagen zumindest 18 Monate vor Antragstellung
auf Forderung fertiggestellt wurde, errichtet werden,

[ I SRV NS}

werden.

. auf einem durch bauliche Eingriffe geschaffenen Wasserkorper errichtet werden,

. auf einer geschlossenen oder genehmigten Deponiefldche oder einer Altlast errichtet werden,

. auf einem Bergbau- oder Infrastrukturstandort errichtet werden, oder

. auf einer militirischen Fliche, mit Ausnahme von militirischen Ubungsgelinden, errichtet

(3) Fiir Anlagen gemiB § 56 Abs. 10 Z 1 EAG (Agri-Photovoltaikanlagen) entfillt der Abschlag
gemdB Abs. 1 zur Génze, sofern folgende Anforderungen erfiillt sind:

1. Vorliegen einer zwingenden landwirtschaftlichen Hauptnutzung: kombinierte Nutzung derselben
Landfléache fiir die landwirtschaftliche Produktion von pflanzlichen oder tierischen Erzeugnissen
als Hauptnutzung und Stromproduktion als Sekundédrnutzung;

2. gleichméBige Verteilung der Photovoltaikmodule auf der Gesamtfldche, es sei denn der Erhalt

von bestehenden Biotopstrukturen erfordert eine andere Verteilung;

3. landwirtschaftliche Nutzung von mindestens 75% der Gesamtfliche zur Produktion von
pflanzlichen oder tierischen Erzeugnissen.

(4) Fir innovative Photovoltaikanlagen erhoht sich der Investitionszuschuss um einen Zuschlag von
30%. § 6 Abs. 1 und 2 gelten nicht fiir innovative Photovoltaikanlagen.
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(5) Als innovative Photovoltaikanlagen gemdf3 Abs. 4 gelten folgende Anlagen:

1. Gebéudeintegrierte Photovoltaikanlagen, welche eine oder mehrere der folgenden Funktionen der
Gebdaudehiille aufweisen:
a) mechanische Steifigkeit oder strukturelle Integritt;
b) primérer Wetterschutz;
c¢) Beschattung, Tageslicht oder Warmedammung;
d) Brandschutz;
e) Larmschutz;
f) Trennung zwischen Innen- und Auflenbereich;
g) Schutz oder Sicherheit.
2. Schwimmende Photovoltaikanlagen, welche auf einem durch bauliche Eingriffe geschaffenen
Wasserkdrper errichtet werden;
3. Photovoltaikanlagen als Parkplatziiberdachung auf befestigten Fldchen bei zumindest
10 Stellpldtzen oder 10 Fahrradabstellplitzen;
4. Photovoltaikanlagen an Larmschutzwénden und -willen sowie Staumauern;
5. Agri-Photovoltaikanlagen, welche die Anforderungen gemdl Abs. 3 erfiillen, mit vertikal

montierten Modulen oder aufgestinderten Modulen mit einer Hohe der Modultischunterkante
von mindestens zwei Metern iiber ebenem Boden.

Forderwerber

§ 7. Antrage auf Forderung durch Investitionszuschuss konnen von natiirlichen oder juristischen
Personen gestellt werden, die beabsichtigen, Malnahmen gemal § 3 Abs. 1 zu setzen.

Einreichung

§ 8. (1) Antrdage auf Forderung durch Investitionszuschuss einschlieBlich der in § 9 vorgesehenen
Unterlagen sind vor Beginn der Arbeiten iiber die von der EAG-Foérderabwicklungsstelle zur Verfiigung
zu stellende elektronische Anwendung einzubringen.

(2) Ist der Forderwerber Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z2 KSchG, kénnen Antrige auf
Foérderung durch Investitionszuschuss, abweichend von Abs. 1, nach Beginn der Arbeiten bei der EAG-
Forderabwicklungsstelle eingebracht werden. Der Beginn der Arbeiten darf in diesem Fall nicht vor dem
21. April 2022 liegen. Der erstmalige Antrag auf Férderung durch Investitionszuschuss ist jedenfalls vor
Inbetriebnahme der zu férdernden Maflnahme einzubringen.

(3) Antrdge miissen innerhalb des jeweiligen Fordercalls bei der EAG-Foérderabwicklungsstelle
einlangen. Ein Antrag gilt als eingelangt, wenn er in den elektronischen Verfiigungsbereich der EAG-
Forderabwicklungsstelle gelangt ist.

(4) Werden Unterlagen gemdl § 9 nicht vollstindig bei der Einbringung des Forderantrages
iibermittelt, hat die EAG-Forderabwicklungsstelle den Forderwerber iiber die formale Unvollstandigkeit
des Forderantrages schriftlich oder per E-Mail zu informieren und der Forderwerber binnen einer Frist
von vier Wochen ab Information durch die EAG-Foérderabwicklungsstelle die fehlenden Unterlagen
nachzureichen. Werden die fehlenden Unterlagen fristgerecht nachgereicht, gilt der Antrag als zum
urspriinglichen Einbringungszeitpunkt vollstindig eingebracht. Nach ergebnislosem Verstreichen dieser
Frist gelten unvollstdndige Forderantrage als zuriickgezogen.

(5) Der Forderwerber hat die von der EAG-Forderabwicklungsstelle bereitgestellte elektronische
Anwendung nur soweit und nur unter Verwendung solcher Hilfsmittel zu beniitzen, wie dies zur
Erlangung der fiir ein konkretes Vorhaben benétigten Antrige und Eingaben erforderlich ist.
Insbesondere diirfen keinerlei Scheinantrige und Antrdge zum Ausschluss Dritter gestellt oder dhnliche
Malnahmen gesetzt werden.

(6) Die EAG-Forderabwicklungsstelle ist nach vorheriger Ankiindigung auf ihrer Internetseite
jederzeit berechtigt, die elektronische Anwendung insbesondere fiir Test- und Wartungszwecke offline zu
nehmen. Der Lauf von Fristen ist fiir die Dauer der Nichtverfiigbarkeit der elektronischen Anwendung
gehemmt.

Forderantrige und Unterlagen

§ 9. (1) Antrdge auf Forderung durch Investitionszuschuss miissen die folgenden Angaben enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse und Bankverbindung (IBAN, BIC bei
auslandischen Bankverbindungen) des Forderwerbers; bei Personengesellschaften und
juristischen Personen zusitzlich den Sitz, gegebenenfalls die Firmenbuchnummer sowie den
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Namen einer natiirlichen Person, die zur Vertretung fiir alle Handlungen nach den Bestimmungen
des EAG und dieser Verordnung bevollméchtigt ist;

. Name und Gro6fe des Unternehmens (Anzahl der Mitarbeiter), soweit relevant;

. Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns der Arbeiten und des Abschlusses;
. Standort oder geplanten Standort des Vorhabens;

. Kosten des Vorhabens;

6. Art der Beihilfe und Hohe der fiir das Vorhaben benétigten 6ffentlichen Finanzierung.

W\ AW N

(2) Dem Antrag auf Forderung sind eine technische Projektbeschreibung, eine Bestitigung iiber die
Moglichkeit eines Anschlusses an das Bahnstromnetz oder an das Offentliche Netz, eine
Zusammenstellung der Investitionskosten und ein Nachweis iiber die erforderlichen Genehmigungen in
erster Instanz oder Anzeigen anzuschlieBen. Zudem gelten anlagenspezifisch nachfolgende
Besonderheiten:

1. Bei der Revitalisierung von Wasserkraftanlagen sind die Stromerzeugungsmengen der letzten
fiinf Betriebsjahre in der technischen Projektbeschreibung anzufiihren.

2. Bei Anlagen auf Basis von Biomasse ist die Erreichung des Brennstoffnutzungsgrades bei
Antragstellung durch ein Gutachten, ausgestellt von einem Ziviltechniker, einem allgemein
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstindigen oder einem Ingenieurbiiro des
einschldgigen Fachgebietes nachzuweisen. In den Folgejahren ist die Erreichung des
Brennstoffnutzungsgrades von der EAG-Forderabwicklungsstelle stichprobenartig zu iiberpriifen.
In der technischen Projektbeschreibung sind das Konzept iiber die Rohstoffversorgung, die dem
Stand der Technik entsprechenden Mafinahmen zur Vermeidung von Feinstaub sowie die
Angaben tiber die Installation von Warmezéhlern aufzunehmen.

3. Bei Photovoltaikanlagen ist eine Verpflichtungserklarung des Forderwerbers zur Einhaltung der
Voraussetzungen gemil § 4 Abs. 1 Z4 und Abs. 2 anzuschlieBen. Im Falle einer MaBBnahme
gemiBl §4 Abs.2 Z3 lit.a ist dem Forderantrag auBerdem ein Plan mit Fotos zu den
Strukturelementen, die erhalten bleiben, anzuschlief3en.

4. Bei Agri-Photovoltaikanlagen gemil3 § 6 Abs. 3 und bei innovativen Agri-Photovoltaikanlagen
gemiB § 6 Abs. 5 Z 5 sind Ausfithrungen zur landwirtschaftlichen Tétigkeit auf den Agri-PV-
Flachen in einem landwirtschaftlichen Nutzungskonzept festzuhalten, das im Rahmen der
Antragstellung  Ubermittelt werden muss. Neben allgemeinen Informationen zum
Landwirtschaftsbetrieb (Betriebsnummer, Besitzverhdltnisse und Betriebsgrofle) muss auch ein
Nutzungsplan vorgelegt werden, der detailliert beschreibt, welche Art der landwirtschaftlichen
Hauptnutzung aktuell durchgefiihrt wird sowie in den zehn Jahren nach Inbetriebnahme der Agri-
Photovoltaikanlage geplant ist. Der Nutzungsplan bezieht sich ausschlieBlich auf die Agri-PV-
Flache und hat Informationen zu folgenden Kriterien zu umfassen:

a) Aufstinderung: Die Photovoltaikmodule der Anlage miissen gleichmdBig auf der
Gesamtflache verteilt und installiert werden, sodass die geplante landwirtschaftliche Nutzung
der Fliche auf mindestens 75% der Gesamtfliche in einer fiir eine landwirtschaftliche
Nutzung tiblichen Weise moglich ist. Der Abstand zwischen den einzelnen Pfosten relativ zur
Bewirtschaftungslinie muss so groB sein, dass die geplante Landnutzungsform zur Produktion
von pflanzlichen oder tierischen Erzeugnissen moglich ist. Die Art der Aufstinderung muss
die Bearbeitbarkeit der Flache sicherstellen.

b) Flichenverlust: Der  Flachenverlust an der Gesamtfliche durch  Aufbauten,
Unterkonstruktionen sowie Anlageninfrastruktur darf hochstens 7% der Gesamtflache
betragen. Zur Anlageninfrastruktur zdhlen alle Verdnderungen auf der Gesamtflache, die mit
der Errichtung, dem Betrieb oder der Wartung der Photovoltaikanlage in direktem
Zusammenhang stehen. Die restliche Fliche muss fiir MaBnahmen zur Erhéhung der
Biodiversitdt genutzt werden. Im Falle einer Schotterung muss Schotterrasen verwendet
werden.
c) Der Forderwerber hat im Rahmen des Nutzungskonzepts eine Verpflichtungserkldrung
abzugeben, die folgende Inhalte zu umfassen hat:
aa) Bearbeitbarkeit: Die Bearbeitbarkeit der Fliche muss sichergestellt sein, sodass die
gesamte landwirtschaftlich nutzbare Flache bewirtschaftet werden kann;

bb) Wasserverfiligbarkeit: Die Wasserverfiigbarkeit muss an die Wachstumsbedingungen der
Kultur und Biodiversitétsflichen angepasst sein. Dabei ist auf eine moglichst homogene
Verteilung des Niederschlagswassers auf der landwirtschaftlich genutzten Flache zu
achten;
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cc) Bodenerosion: Das Aufireten von Erosion und Verschlimmung auf Grund von
Wasserabtropfkanten durch die Konstruktion der Anlage muss minimiert werden.

Anderungen in der Art der landwirtschaftlichen Nutzung nach Errichtung der
Agri-Photovoltaikanlage sind unter Einhaltung der Vorgaben des § 14 Abs. 3 Z 4 zuldssig. Die
Einhaltung ist von der EAG-Forderabwicklungsstelle stichprobenartig zu tiberpriifen.

(3) Bei Bedarf sind der EAG-Forderabwicklungsstelle weitere Unterlagen fiir die Beurteilung des
Forderantrages zu iibermitteln.

(4) Soweit fiir einzelne Unterlagen oder Informationen fiir die Stellung eines Antrages von der
EAG-Forderabwicklungsstelle Datenblitter zur Verfiigung gestellt werden, sind diese zu verwenden.

Ermittlung der forderfihigen Kosten

§10. (1) Forderfahig sind ausschlieBlich die zur Verwirklichung der Umweltschutzziele
erforderlichen Kosten der Investition gemafl § 3 Abs. 1. Forderfahig sind zudem nur jene Kosten, die
unmittelbar mit der geforderten Leistung in Zusammenhang stehen.

(2) Bei Photovoltaikanlagen, Wasserkraftanlagen, Windkraftanlagen und Anlagen auf Basis von
Biomasse sind die forderfihigen Kosten anhand eines Vergleichs geméfl Art. 41 Abs. 6 lit. b AGVO
zwischen den Investitionskosten der Anlage und einer dhnlichen, weniger umweltfreundlichen Investition
(Referenzanlage) zu ermitteln. Die Differenz zwischen den Kosten dieser beiden Investitionen entspricht
den forderfihigen Kosten. Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die Investitionskosten der
Referenzanlage zu ermitteln und inklusive der zugrunde liegenden Annahmen nachvollziehbar auf ihrer
Internetseite zu verdffentlichen.

(3) Bei Stromspeichern, deren Kosten als getrennte Investition gemall Art. 41 Abs. 6 lit. a AGVO
ermittelt werden konnen, entsprechen die auf den Stromspeicher bezogenen Kosten den forderfiahigen
Kosten.

(4) Nicht forderfahig sind jedenfalls:

1. Ersatzteile und gebrauchte Anlagenteile;
2. Grundstiickskosten (wie auch Pacht, Grundstiicksmiete und Kosten fiir Dienstbarkeiten);

3. Leistungen gemal § 3 Abs. 1, mit Ausnahme von Planungs- und Gutachtenskosten, die vor
erstmaligem Einlangen des Forderantrages bei der EAG-Forderabwicklungsstelle erbracht oder
bezogen worden sind; dies gilt nicht bei Antrdgen von Verbrauchern gemél3 § 8 Abs. 2;

4. Steuern, Verwaltungsabgaben, Gerichts- und Notariatsgebiihren;

5. Kosten fiir Netzausbaumafinahmen sowie Kosten fiir elektrische Einspeiseleitungen, welche vom
Antragsteller selbst zu erstellen sind, wenn die Einspeiseleitung 1 000 Meter {iberschreitet;

6. Bewirtungen, Entschidigungen, Offentlichkeitsarbeit;

7. Kosten fiir StraBen und Wege, mit Ausnahme von Zufahrtswegen, die ausschlieBlich fiir die
umweltrelevante MaBBnahme erforderlich sind;

8. Finanzierungskosten;

9. Kosteniiberschreitungen;
10. Eigenleistungen gemél § 2 Abs. 1 Z 7;
11. reine Material-Rechnungen ohne entsprechende Montage-Rechnung einer befugten Fachfirma;
12. Anlagen fiir Heizzwecke oder Warmwasseraufbereitung;
13. Dacheindeckung (bei Photovoltaikanlagen);
14. Skonti und Rabatte;
15. Entsorgungskosten;
16. Displays.

Ausmafl der Forderung

§ 11. (1) Das Ausmal der Forderung richtet sich nach den Bestimmungen der §§ 56, 56a, 57 und 57a
EAG, Art. 41 AGVO und dieser Verordnung sowie nach Mallgabe der verfiigbaren Mittel.

(2) Die Investitionszuschiisse diirfen maximal 65% der forderfahigen Kosten (netto) fiir kleine
Unternehmen, 55% fiir mittlere Unternehmen und 45% fiir groBe Unternehmen betragen. Hinsichtlich der
Unternehmensgrofe ist wie folgt zu unterscheiden:

1. als kleines Unternehmen gilt ein Unternehmen, das weniger als 50 Personen beschiftigt und
dessen Jahresumsatz beziehungsweise Jahresbilanz 10 Millionen Euro nicht iibersteigt;
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2. als mittleres Unternehmen gilt ein Unternehmen, das weniger als 250 Personen beschéftigt und
entweder einen Jahresumsatz von hochstens 50 Millionen Euro erzielt oder dessen
Jahresbilanzsumme sich auf hochstens 43 Millionen Euro belduft und das nicht als kleines
Unternehmen unter Z 1 zu subsumieren ist;

3. als grofles Unternehmen gilt jedes Unternehmen, das nicht unter Z 1 oder 2 zu subsumieren ist.

(3) Hinsichtlich simtlicher weiterer Tatbestandselemente fiir die Qualifikation von Unternehmen als
kleine, mittlere oder grofie Unternehmen gelten die Bestimmungen des Anhang I AGVO.

Fordervertrag

§ 12. (1) Der Abschluss des Fordervertrages erfolgt durch die EAG-Forderabwicklungsstelle im
Namen der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie.
Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat dem Forderwerber den Fordervertrag iiber ihre elektronische
Anwendung zum selbststdndigen elektronischen Abruf (Download) bereitzustellen oder per E-Mail zu
iibermitteln. Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat den Forderwerber iiber die Bereitstellung zum
Download sowie iiber die positive Entscheidung iiber den Forderantrag (Annahme) per E-Mail zu
informieren. Durch den Zugang dieser E-Mail kommt der Vertrag iiber die Gewidhrung eines
Investitionszuschusses zu den mit dem Forderwerber im Zuge der Forderantragstellung vereinbarten
Bedingungen zustande. Im Falle einer negativen Entscheidung iiber den Forderantrag ist der
Forderwerber unter kurzer Angabe der fiir die Entscheidung mafigeblichen Griinde von der EAG-
Forderabwicklungsstelle schriftlich oder per E-Mail zu verstiandigen.

(2) Der Fordervertrag hat insbesondere zu enthalten:

1. die Bezeichnung des Fordernechmers mit insbesondere Geburtsdatum bzw. gegebenenfalls der
Stammzahl gemél § 6 Abs. 3 des E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 119/2022;

. den Fordergegenstand,

. das Ausmal und die Art der Férderung sowie den Auszahlungsmodus;

. Vereinbarung zur Sicherstellung des projektierten 6kologischen Erfolgs;

. die Frist fiir die Inbetriebnahme der Anlage;

. Berichts- und Priifungsvereinbarungen;

. Bestimmungen zur Datenverarbeitung und zur Weiterleitung der Daten an andere Forderstellen;
. Fristen fiir die Erbringung der geférderten Leistung sowie fiir die Berichtspflichten;

. Kontrollrechte der EAG-Foérderabwicklungsstelle;

. Bestimmungen tiber die Einstellung und Riickzahlung der Férderung;

11. sonstige zu vereinbarende Vertragsbestimmungen sowie den Gerichtsstand.
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(3) Dartiber hinaus kann der Fordervertrag Vereinbarungen, insbesondere den Erfolg der Maflnahme
sichernde sowie die Besonderheiten des Einzelfalles beriicksichtigende Bedingungen und Auflagen,
enthalten. Bei Nicht-Eintreten oder Nicht-Eintreten im projektierten oder vereinbarten Ausmall des
okologischen Erfolgs gilt § 15.

(4) Die Gewdhrung einer Forderung ist von der EAG-Forderabwicklungsstelle von der Einhaltung
folgender allgemeiner Forderbedingungen abhéngig zu machen, wonach der Forderwerber insbesondere

1. die Fordermittel unter Beachtung der Grundsdtze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaiBigkeit einsetzt und in seiner gesamten Gebarung diese Grundsétze befolgt;

2.die Fordermittel nicht zur Bildung von Riicklagen oder Riickstellungen nach dem
Einkommensteuergesetz 1988 (EStG 1988), BGBI. Nr.400/1988, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 220/2022, oder dem Unternehmensgesetzbuch, dRGBI. S 219/1897,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 186/2022, verwendet;

3. Uber den Anspruch aus einer gewéhrten Forderung weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfandung noch auf andere Weise verfiigt;

4. die Riickzahlungsverpflichtung geméf § 15 iibernimmt;

5. das Gleichbehandlungsgesetz (GIBG), BGBI. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 16/2020, beachtet, sofern es sich um die Férderung eines Unternechmens handelt, und
das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG), BGBI. I Nr. 82/2005, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 32/2018, sowie das Diskriminierungsverbot gemif § 7b des
Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG), BGBL. Nr.22/1970, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 185/2022, beriicksichtigt.
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Endabrechnung und Auszahlung

§ 13. (1) Der Fordernehmer ist verpflichtet, spitestens sechs Monate, bei Wasserkraftanlagen
spétestens 24 Monate nach Ende der Frist fiir die Inbetriebnahme die von ihm erstellte Abrechnung des
Vorhabens mit allen zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen, einschlieBlich des von der
EAG-Forderabwicklungsstelle zur Verfiigung zu stellenden Endabrechnungsformulars, in detaillierter
und nachvollziehbarer Darstellung der EAG-Forderabwicklungsstelle vollstindig und einmalig
vorzulegen. Diese Frist kann von der EAG-Forderabwicklungsstelle einmal um bis zu sechs Monate und
bei Wasserkraftanlagen um bis zu neun Monate verldngert werden. Bei ergebnislosem Verstreichen dieser
Frist gilt der Antrag auf Investitionszuschuss als zuriickgezogen, der Vertrag als aufgeldst und die
Zusicherung des Investitionszuschusses als verfallen. Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat den
Fordernehmer zwei Wochen vor Ablauf dieser Frist schriftlich oder per E-Mail iiber die Rechtsfolgen der
Fristversdumnis zu informieren. Bei fehlenden Unterlagen hat die EAG-Foérderabwicklungsstelle den
Fordernehmer tiber die formale Unvollstindigkeit der Endabrechnungsunterlagen schriftlich oder per E-
Mail zu informieren und den Fordernehmer zur Nachreichung der fehlenden Unterlagen binnen einer
angemessenen Frist aufzufordern.

(2) Die Vorlage aller zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen hat ausschlieBlich iiber die von der
EAG-Forderabwicklungsstelle zur Verfiigung zu stellende elektronische Anwendung zu erfolgen. Sofern
von der EAG-Forderabwicklungsstelle fiir bestimmte Unterlagen allfdllige Vorlagen zur Verfligung
gestellt werden, sind ausschlieBlich diese zu verwenden.

(3) Bei Photovoltaikanlagen und Stromspeichern sind fiir die Endabrechnung jedenfalls folgende
Unterlagen an die EAG-Forderabwicklungsstelle zu {ibermitteln:
1. Rechnungen;
. Zahlungsnachweise (Barzahlungen sind ausgeschlossen);
. Nachweis iiber die Inbetriebnahme;
. Vollstandiges Priifprotokoll eines befugten Unternehmers;

. sofern es sich um eine Photovoltaikanlage auf einer landwirtschaftlich genutzten Fliche oder
einer Fliche im Griinland handelt, Fotos der Anlage sowie der Gesamtfliche zur Uberpriifung
der Einhaltung der Voraussetzungen gemif § 4 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 sowie § 6;

6. Nachweis tiber den Anschluss an das 6ffentliche Netz oder das Bahnstromnetz.

W\ AW N

(4) Bei Wasserkraftanlagen sind fiir die Endabrechnung jedenfalls folgende Unterlagen an die
EAG-Forderabwicklungsstelle zu iibermitteln:

1. Rechnungen;

2. Zahlungsnachweise (Barzahlungen sind ausgeschlossen);

3. Nachweis iiber die Inbetriebnahme;

4. bei Neuerrichtungen das Gutachten eines technischen Sachverstindigen iiber den tatsdchlichen
Ausbau der Engpassleistung und des Regelarbeitsvermdgens (unter Beriicksichtigung der
Konsensparameter und der tatsichlichen Wirkungsgrade) sowie die Ubermittlung tatséichlicher
Erzeugungsdaten seit Inbetriebnahme;

5. bei Revitalisierungen das Gutachten eines technischen Sachverstindigen iiber den tatsdchlichen
Ausbau und tber die Erhohung der Engpassleistung und des Regelarbeitsvermogens (unter
Beriicksichtigung der Bestimmung des § 5 Abs. 1 Z 38 EAG, der Konsensparameter und der
tatsichlichen Wirkungsgrade) sowie iiber den Stichtag der Fertigstellung sédmtlicher
fordergegensténdlicher Maflnahmen;

6. Nachweis tliber den Anschluss an das 6ffentliche Netz oder das Bahnstromnetz;

7. Nachweis iiber die Einhaltung der kologischen Kriterien gemif3 § 56a Abs. 1 Z 1 und 2 EAG.
(5) Bei Windkraftanlagen sind fiir die Endabrechnung jedenfalls folgende Unterlagen an die
EAG-Forderabwicklungsstelle zu tibermitteln:
1. Rechnungen;
2. Zahlungsnachweise (Barzahlungen sind ausgeschlossen);
3. Nachweis iiber die Inbetriebnahme;
4.

Bestitigung eines technischen Sachverstindigen iber den tatsdchlichen Ausbau der
Engpassleistung und des Regelarbeitsvermogens sowie die Ubermittlung tatsédchlicher
Erzeugungsdaten seit Inbetriebnahme;

5. Nachweis tiber den Anschluss an das 6ffentliche Netz oder das Bahnstromnetz.
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(6) Bei Anlagen auf Basis von Biomasse sind fiir die Endabrechnung jedenfalls folgende Unterlagen
an die EAG-Forderabwicklungsstelle zu iibermitteln:

. Rechnungen;

. Zahlungsnachweise (Barzahlungen sind ausgeschlossen);

. Nachweis tiber die Inbetriebnahme;

. Bestiitigung eines technischen Sachverstindigen iiber den tatséchlichen Ausbau der
Engpassleistung und des Regelarbeitsvermogens und iiber die Erreichung des
Brennstoffnutzungsgrades;

5. Nachweis tiber die Installation eines Wéarmezéhlers;

6. Nachweis iiber den Anschluss an das 6ffentliche Netz oder das Bahnstromnetz.

(7) Bei Bedarf sind der EAG-Forderabwicklungsstelle weitere Unterlagen (zB Datenblatt des
Herstellers, Bestdtigung der Kostenabrechnung durch einen auf Kosten des Antragstellers zu
beauftragenden Wirtschaftspriifer, Steuerberater oder, sofern zulédssig, Revisor) fiir die Beurteilung der
Endabrechnung zu tibermitteln.
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(8) Die Rechnungen und Zahlungsbelege miissen fiir jedes Forderprojekt gesondert (keine
Zusammenfassung mehrerer Forderprojekte auf einer Rechnung oder einem Zahlungsbeleg) libermittelt
werden. Auf den Rechnungen ist der Forderwerber als Rechnungsadressat anzufiihren, ausgenommen bei
Leasing-Finanzierungen, Mietkauf-Finanzierungen, Contracting-Finanzierungen oder Pachtvertrigen. In
diesen Fillen ist der Leasing- oder Pachtgeber, der Mietverkdufer oder der Contractor, sofern er nicht
ohnehin Forderwerber und Rechnungsadressat ist, als Rechnungsadressat zuldssig, wobei die jeweiligen
Leasing-, Mietkauf-, Pacht-, oder Contracting-Vertrage der EAG-Forderabwicklungsstelle vorzulegen
sind.

(9) Nach Ubermittlung und Priifung der vollstindigen Endabrechnungsunterlagen erfolgt die
Auszahlung des Investitionszuschusses.

(10) Die Auszahlung der Fordermittel kann bei Wasserkraftanlagen nach folgendem Modus
erfolgen:
1. 30% der gewihrten Fordersumme mit Abschluss des Fordervertrages und durch Beibringung
einer Sicherstellung mittels Bankgarantie;

2. 40% der gewéhrten Fordersumme mit dem Nachweis der tatsdchlichen Einspeisung ins Netz und
durch Beibringung einer Sicherstellung mittels Bankgarantie;

3. die restlichen 30% der gewéhrten Férdersumme gemaf Abs. 9.

(11) Die EAG-Forderabwicklungsstelle hat die Gewédhrung und Auszahlung eines
Investitionszuschusses unverziiglich in die Transparenzdatenbank einzumelden.

Informationsverpflichtungen

§ 14. (1) Der Fordernehmer hat die Inbetriebnahme des Vorhabens und die Registrierung in der
Herkunftsnachweisdatenbank gemill § 81 EAG der EAG-Forderabwicklungsstelle innerhalb einer im
Fordervertrag festzusetzenden Zeit bekannt zu geben. Wahlweise steht dem Fordernehmer die
Registrierung in der Herkunftsnachweisdatenbank gemid § 81 EAG durch die EAG-
Forderabwicklungsstelle zur Verfiigung.

(2) Bei Wasserkraftanlagen hat der Fordernehmer der EAG-Forderabwicklungsstelle eine
Bestitigung  der  konsensgeméfBen  Errichtung der  Anlage (zB  Kollaudierungs-  oder
Uberpriifungsbescheid) binnen 14 Tagen nach Zustellung des Bescheids vorzulegen.

(3) Der Fordernehmer ist verpflichtet,

1. der EAG-Forderabwicklungsstelle alle Ereignisse, welche die Durchfithrung der geforderten
Leistung verzogern oder unmdglich machen, oder eine wesentliche Abénderung gegeniiber dem
Forderantrag oder vereinbarten Auflagen und Bedingungen erfordern wiirden, unverziiglich und
aus eigener Initiative anzuzeigen; im Falle von wesentlichen Anderungen der geplanten
MaBnahme im Zuge der Ausfiihrung hat der Férdernehmer zusétzlich vorab die Zustimmung der
EAG-Forderabwicklungsstelle einzuholen, die binnen einer Frist von vier Wochen iiber die
Erteilung der Zustimmung zu entscheiden hat;

2. Organen oder Beauftragten des Bundes, der EAG-Forderabwicklungsstelle, des Rechnungshofes
und der Europdischen Union Einsicht in seine Biicher und Belege sowie in sonstige der
Uberpriifung der Durchfiihrung der Leistung dienende Unterlagen und die Besichtigung sowie
Messungen an Ort und Stelle zu gestatten oder auf deren Verlangen vorzulegen, ihnen die
erforderlichen Auskiinfte zu erteilen oder erteilen zu lassen und hierzu eine geeignete
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Auskunftsperson bereitzustellen, wobei iiber den jeweiligen Zusammenhang dieser Unterlagen
mit der Leistung das Priiforgan entscheidet. Diese Verpflichtung gilt fiir die Dauer von zehn
Jahren ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Forderung, mindestens jedoch ab
der Durchfiihrung der Leistung;

. alle Biicher und Belege sowie sonstige in Z 2 genannten Unterlagen zehn Jahre ab dem Ende des

Jahres der Auszahlung der gesamten Forderung, mindestens jedoch ab der Durchfithrung der
Leistung sicher und geordnet aufzubewahren; sofern unionsrechtlich dariiber hinausgehende
Fristen gelten, kommen diese zur Anwendung. Zur Aufbewahrung sind grundsétzlich auch
geeignete Bild- und Datentrager verwendbar, wenn die vollstdndige, geordnete, inhaltsgleiche,
urschriftgetreue und tiberpriifbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit
gewihrleistet ist; in diesem Fall ist der Fordernehmer verpflichtet, auf seine Kosten alle
Hilfsmittel zur Verfiigung zu stellen, die notwendig sind, um die Biicher, Belege und sonstigen
Unterlagen lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte
Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben diese auf
Datentragern zur Verfligung zu stellen;

. Anderungen in der Art der landwirtschaftlichen Nutzung nach Errichtung der Agri-

Photovoltaikanlage gemill § 6 Abs. 3 oder der innovativen Agri-Photovoltaikanlage geméall § 6
Abs. 5 Z 5 der EAG-Forderabwicklungsstelle unverziiglich mitzuteilen. Die Anderungen sind
zuldssig, wenn die EAG-Forderabwicklungsstelle ihre Zustimmung zum aktualisierten Konzept
zur landwirtschaftlichen Nutzung erteilt hat.

Riickzahlungen

§15. (1) Der Fordernehmer ist zu verpflichten — unter Vorbehalt der Geltendmachung
weitergehender gesetzlicher Anspriiche, insbesondere auch einer Riickzahlungsverpflichtung geméaf
§ 30b des Auslidnderbeschéftigungsgesetzes (AuslBG), BGBI. Nr. 218/1975, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 168/2022, — eine ausbezahlte Forderung iiber schriftliche Aufforderung der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie, der EAG-
Foérderabwicklungsstelle oder der Europédischen Union nach Malligabe von Abs. 2 und 3 zuriickzuzahlen,
wobei der Anspruch auf zugesicherte aber noch nicht ausbezahlte Forderungen erlischt und der Vertrag
als aufgelost gilt, wenn

1

10.

. Organe oder Beauftragte des Bundes, der EAG-Forderabwicklungsstelle oder der Européischen

Union vom Fordernehmer iiber wesentliche Umsténde unrichtig oder unvollstindig unterrichtet
worden sind;

. im Fordervertrag vorgesehene Verpflichtungen, Auflagen und Bedingungen vom Férdernehmer

nicht eingehalten wurden;

. vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskiinfte nicht

erteilt worden sind, sofern in diesen Féllen eine schriftliche oder per E-Mail, entsprechend
befristete und den ausdriicklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende
Mahnung erfolglos geblieben ist, sowie sonstige in dieser Verordnung vorgesehene Mitteilungen
unterlassen wurden;

. der Fordernehmer nicht aus eigener Initiative umgehend — jedenfalls noch vor einer Kontrolle

oder deren Ankiindigung — Ereignisse meldet, welche die Durchfiihrung der geforderten Leistung
verzogern oder unmdglich machen oder deren wesentliche Abdnderung erfordern wiirden;

. der Fordernehmer vorgesehene Kontrollmainahmen be- oder verhindert oder die Berechtigung

zur Inanspruchnahme der Forderung innerhalb des fiir die Aufbewahrung der Unterlagen
vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr iiberpriifbar ist;

. die Fordermittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden sind;
.die geforderte MaBnahme nicht oder nicht rechtzeitig durchgefiihrt werden kann oder

durchgefiihrt worden ist und keine zuldssige Verldngerung derartiger Fristen erfolgt ist;

. die Richtigkeit der Endabrechnung innerhalb von zehn Jahren nach Abschluss der geforderten

MaBnahme nicht mehr liberpriifbar ist, weil die Unterlagen aus Verschulden des Fordernehmers
verlorengegangen sind;

. die Berechtigung zur Fithrung des Betriebes oder die tatsichlichen Voraussetzungen dafiir

wegfallen;

der projektierte oder vereinbarte Okologische Erfolg der MaBnahme nicht oder nicht im
projektierten oder vereinbarten Ausmal} (fiir die Dauer von zehn Jahren) eintritt, sofern dies in
der Sphére des Fordernehmers liegt;
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11.bei Photovoltaikanlagen die Kriterien nicht eingehalten werden, die Gegenstand der
Verpflichtungserklarung geméf § 9 Abs. 2 Z 3 sind;

12. bei Agri-Photovoltaikanlagen die im Nutzungskonzept gemil § 9 Abs.2 Z 4 festgelegten
Kriterien nicht eingehalten werden;

13. das Unternechmen des Fordernehmers oder der Betrieb, in dem die geforderte Anlage verwendet
wird, oder die geforderte Anlage selbst vor deren Inbetriebnahme oder bis zu zehn Jahren danach
ohne Zustimmung gemil § 16 auf einen anderen Rechtstriger iibergeht oder sich das
Verfiigungsrecht an der Anlage éndert oder sich die Eigentumsverhéltnisse dndern;

14. die fiir die geforderte Anlage notwendigen Bewilligungen nicht erlangt wurden oder nachtréiglich
weggefallen sind;

15. vom Fordernehmer das Abtretungs-, Anweisungs-, Verpfindungs- wund sonstige
Verfiigungsverbot gemél § 12 Abs. 4 Z 3 nicht eingehalten wurde;

16. eine unzulissige Doppel- oder Mehrfachforderung gemiB § 3 Abs. 6 oder eine Uberschreitung
der beihilferechtlichen Forderhochstgrenzen festgestellt wird;

17. die Bestimmungen des GIBG vom geforderten Unternehmen nicht beachtet wurden;
18. das BGStG oder das Diskriminierungsverbot gemif} § 7b BEinstG nicht beriicksichtigt wird;
19. von Organen der Europdischen Union die Aussetzung oder Riickforderung verlangt wird.

(2) Bei Vorliegen eines Riickforderungsfalles wird der Fordernehmer vorab informiert. Die
zuriickzuzahlenden Betrdge sind vom Tage der Auszahlung der Forderung an mit 4% pro Jahr unter
Anwendung der Zinseszinsmethode zu verzinsen. Liegt dieser Zinssatz unter dem von der Européischen
Union fiir Riickforderungen festgelegten Zinssatz, ist der von der Europdischen Union festgelegte
heranzuziehen. Die Regelungen gemil § 25 Abs. 2,4, 5 und 7 ARR 2014 gelten sinngemaf.

(3) Allfallige weitergehende zivilrechtliche Anspriiche bleiben hiervon unberiihrt.
Rechtsnachfolge

§ 16. (1) Die Vertragspartner sind grundsitzlich berechtigt, sdmtliche sich aus dieser Vereinbarung
ergebenden Rechte und Pflichten rechtsverbindlich auf allféllige Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolger zu
libertragen und zu iiberbinden. Die Rechtsnachfolge ist der EAG-Forderabwicklungsstelle umgehend
unter Vorlage aller relevanten Unterlagen schriftlich oder per E-Mail bekanntzugeben.

(2) Die Ubertragung der Rechte und Pflichten auf Rechtsnachfolger des Férdernehmers bedarf der
Zustimmung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und
Technologie, welche diese nur dann verweigern darf, wenn sich aus den vorliegenden Unterlagen
Anbhaltspunkte ergeben, dass der Rechtsnachfolger Anforderungen nach den relevanten Bestimmungen
des EAG oder dieser Verordnung nicht erfiillt. Widerspricht die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie nicht innerhalb von vier Wochen nach Zugang
der Bekanntgabe gemif Abs. 1 schriftlich oder per E-Mail, so gilt die Zustimmung als erteilt.

(3) Bei Ubertragung der Rechte und Pflichten auf Rechtsnachfolger werden die urspriinglichen
Parteien von ihren bis zum Zeitpunkt der Rechtsnachfolge eingegangenen wechselseitigen
Verpflichtungen erst frei, wenn der Rechtsnachfolger diese Verpflichtungen zur Génze erfiillt hat.

Veroffentlichungen

§ 17. (1) Die EAG-Forderabwicklungsstelle veroffentlicht zusitzlich zu den in § 93 EAG genannten
Informationen eine Kurzbeschreibung der freigestellten Maflnahmen geméaf Art. 11 AGVO.

(2) Die Kurzbeschreibung ist in einem Tabellenkalkulationsformat zu verdffentlichen, das es
ermoglicht, Daten zu suchen, zu extrahieren und problemlos im Internet zu verdffentlichen. Die
Informationen sind mindestens zehn Jahre ohne Einschrinkungen 6ffentlich zuginglich und einsehbar zu
halten.

Inkrafttreten
§ 18. Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Gewessler

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKAMZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2023-03-15T14:23:17+01:00
Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e . Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prifinformation Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2023-03-15T14:23:17+0100
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




